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Aktueller Bearbeitungsschritt

Quelle: Stadt Frankfurt a. M.

Aktueller Bearbeitungsschritt

Aufstellungsbeschluss

Entwurfs- / Offenlagebeschluss & 
Abwägung der Stellungnahmen durch den Gemeinderat

Offenlage zur Einholung der Stellungnahmen 
aus der Öffentlichkeit

Einholung der Stellungnahmen der 
Träger öffentlicher Belange

Frühzeitige Unterrichtung der 
Öffentlichkeit

Frühzeitige Unterrichtung der 
Träger öffentlicher Belange

Abwägung der Stellungnahmen durch 
den Gemeinderat

Satzungsbeschluss

Entfällt i.d.R. bei 
Verfahren nach 

§ 13a/13b BauGB

(Ebenso wie 
Umweltbericht,
Artenschutz-

untersuchung ist 
immer notwendig!)

Erneuter Entwurfs- / Offenlagebeschluss
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Bebauungsplan Entwurf Stand: 19.04.2022 erneute OL
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Änderungen / Ergänzungen 

a) Zeichnerischer Teil

Baufenster in Teilbereich 1 
(Haus 2 und 3) 

• verschmälert und der 
nördliche Teil von Haus 3 
nach Westen verschoben, 
östlich liegende Bereich 
nur für TG

• Ausschließlich Flachdächer 
als Dachform zugelassen 
und entsprechend mit einer 
maximalen Gebäudehöhe 
festgesetzt 
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Neue Planung Haus 3: 
GH (für Flachdach) 8,62 m

Nördl. Teil von Haus 3 GH 6,50 m

Alte Planung Haus 3: 
FH 12,60 m um 3,98 m reduziert 
TH 8,25 m
Nördl. Teil von Haus 3 GH 6,50 m

Flachdach für Haus 2 und 3

Haus 3

Änderungen / Ergänzungen 
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Änderungen / Ergänzungen 

a) Zeichnerischer Teil

Allgemeine Änderungen
• First- und Traufhöhe weiter reduziert 

und nach Norden abgestuft 
• Fläche für Nebenanlagen geringfügig 

verbreitert und mit Gebäudehöhen 
nach Norden abgestuft festgesetzt

Redaktionelle Änderungen
• Nutzungsschablonen mit Strichen 

den entsprechenden Nutzungszonen 
zugeordnet 

• Grafische Darstellungen verbessert 
• Darstellung der geplanten 

Grundstücksgrenzen entfernt 
• Symbol für das Sichtdreieck in der 

Legende ergänzt 
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Änderungen / Ergänzungen 

b) Planungsrechtliche Festsetzungen

Maß der baulichen Nutzung:
Nachrichtliche Ergänzung der Gebäudehöhen

Abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen: 
Das Wort „nachzuweisen“ wird redaktionell durch „zulässig“ ersetzt 

Die zulässige Gebäudehöhe für Nebengebäude und Garagen wird im zeichnerischen Teil 
festgesetzt und ab der BZH gemessen 

c) Örtliche Bauvorschriften

Keine Änderungen.

d)  Hinweise (redaktionelle Ergänzungen)

Hinweis zum Schallschutz in die Begründung verschoben
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Bebauungsplan Entwurf Stand: 31.07.2023 aktuelle erneute OL
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Vielen Dank !
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Abwägung Offenlage
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Wesentliche Stellungnahmen

TÖB / Behörden (12 Stellungnahmen)

Stellungnahmen zur Kenntnisnahme: (6 Stellungnahmen)

- Gemeinde Ottersweier

- Syna GmbH, Regionale Planung

- RP Offenburg

- Stadt Bühl

- Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau

- Telekom
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Wesentliche Stellungnahmen

Stellungnahme Regionalverband Südlicher Oberrhein
Anregung: erforderliche Stellplätze an die Wohnungsgrößen anzupassen

 Wird nicht entsprochen:
• Staffelung nach Wohnungsgrößen ist nicht rechtssicher genug
• Wohnflächenanteil pro Kopf kann nicht sicher bestimmt werden, um daran die 

Anzahl der Stellplätze festzusetzen 
• Stellplatznachweis wird über den nach Landesbauordnung (LBO) zu führenden 

Nachweis von 1 Stellplatz je Wohneinheit auf 1,5 Stellplätze erhöht 

Anregung: FNP ist nach § 13a (2) Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen 
 Wird entsprochen
• Hinweis wurde bereits in BP aufgenommen

Stellungnahme IHK Südlicher Oberrhein
Anregung: erforderliche Stellplätze an die Wohnungsgrößen anzupassen

 Wird nicht entsprochen
• s.o.
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Wesentliche Stellungnahmen

Stellungnahme Landratsamt Ortenaukreis Baurechtsamt
Anregung: Begründung zur Nutzung „sonstige nicht störende Gewerbebetriebe“ anpassen 
(Nach § 13 BauNVO sind Räume für freie Berufe in einem WA allgemein und unmittelbar 
zulässig)

 Wird entsprochen: Begründung wird angepasst

Anregung: Hinweis zu § 50 Satz 1 BImSchG in die Begründung verschieben
 Wird entsprochen

Anregung: Redaktionelle Änderungen/Ergänzungen zur besseren Lesbarkeit und 
Darstellung in der Planzeichnung

 Wird entsprochen
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Wesentliche Stellungnahmen

Öffentlichkeit (7 Stellungnahmen) 

Stellungnahme Bürger 1
Einschätzung: BP unterstützt ausschließlich die Bedürfnisse und Ziele des Vorhabenträgers, 
städtebauliche Belange und nachbarschaftliche Rücksichtnahme werden nicht 
ausreichend berücksichtigt

 Wird nicht geteilt: Das planerische Gebot der Rücksichtnahme wurde im Rahmen 
des gesamten Planungsprozess beachtet

Einschätzung: Festsetzungen im BP ermöglichen ein Bauvorhaben, das vom angeführten 
Konzept, deutlich abweichen darf 

 Wird nicht geteilt: 
 Festsetzung lässt bis auf ein wenig Toleranz für die Bauausführung keine 

größeren Gebäude zu

Einschätzung: städtebaulicher Vertrag erforderlich, Holzbauweise wird nicht gesichert
 Wird nicht geteilt: 
• Erzwingen der Holzbauweise über den BP wird abgelehnt
• entsprechende Rechtsgrundlage zur Regelung der Holzbauweise ist im BauGB 

nicht vorhanden
• entsprechende Örtliche Bauvorschrift müsste baugestalterisch begründet werden 

können, was sich aus dem Ortsbild nicht herleiten lässt 
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Wesentliche Stellungnahmen

Einschätzung: Im BP gibt es keine Festsetzung, die das Walmdach explizit zusichert
 Wird teilweise geteilt: 
• Im Angebotsbebauungsplan wäre die Detailschärfe bei den örtlichen 

Bauvorschriften, in einem Ende des Baufensters eine andere Dachform 
zuzulassen als am anderen Ende, schwer zu begründen 

• Da die nachbarschützenden Belange durch die Einhaltung der Abstandsflächen 
bei jeder Dachform gesichert sind, wurde das Ausdifferenzieren nicht als 
Erforderlich erachtet

Anregung: zulässigen Höhen weiter reduzieren, Bezug zu den angegeben Gebäudehöhen 
der Nachbargebäuden fehlt

 Wird entsprochen: 
• Gebäudehöhen wurden nach der 2. OL nochmal weiter reduziert und das 

Baufenster verschmälert
• Zur besseren Nachvollziehbarkeit sind die Ansichten im Begründungsteil des BP 

dargestellt

Einschätzung: Größe der Baukörper nimmt in Richtung Schänzelstraße zu, obwohl dort 
deutlich kleinere Wohnhäuser stehen

 Wird nicht geteilt: 
• Gebäudehöhen wurden reduziert und abgestuft
• es wird eine städtebaulich vertretbare Innenentwicklung zugelassen
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Wesentliche Stellungnahmen

Neue Planung Haus 3: 
GH (für Flachdach) 8,62 m

Nördl. Teil von Haus 3 GH 6,50 m

Alte Planung Haus 3: 
FH 12,60 m um 3,98 m reduziert 
TH 8,25 m
Nördl. Teil von Haus 3 GH 6,50 m

Flachdach für Haus 2 und 3

Haus 3
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Wesentliche Stellungnahmen

Anregung: Beschattungsgutachten zur objektiven Klärung der energetischen Auswirkungen
 Wird teilweise entsprochen: 
• Besonnung wurde mit den festgesetzten Gebäudehöhen der 2. Offenlage geprüft 

und zeigt, dass die Belichtung mit Tageslicht ausreichend sichergestellt wird
• Gebäudehöhen zusätzlich noch weiter reduziert
• unabhängig von den Bäumen, die auf der Grundstücksgrenze standen, wird die 

Beleuchtung mit Tageslicht über die Abstandsflächen gesichert

Einschätzung: für das abschüssige Gelände besteht ein Risiko für Wasser- bzw. 
Überflutungsschäden, Risiko muss frühzeitig begutachtet werden, erstellte Gutachten ist 
nicht ausreichend 

 Wird nicht geteilt: 
• Entwässerungsgutachten erstellt und die Anmerkungen als verbindliche 

Maßnahmen in planungsrechtliche Festsetzungen + Hinweise aufgenommen
• Form der Rückhaltung für den Überflutungsfall (z.B. Rigolen, Zisternen, o.ä.) ist 

im Rahmen des Bauantrages bzw. der Entwässerungsgenehmigung 
abzustimmen

Einschätzung: objektive Abwägung der in der 1. OL eingebrachten Bedenken ist zweifelbar 
 Wird nicht geteilt: 
• Öffentliche und private Belange (gem. § 1 (7) BauGB) werden gerecht 

gegeneinander und untereinander abgewogen 



SCHÖFFLER.stadtplaner.architekten

Wesentliche Stellungnahmen

Stellungnahme Bürger 2
Einschätzung: Warum darf der Investor das am Anfang so vielgepriesene modifizierte 
Trennsystem jetzt in den vorhandenen Mischwasserkanal in der Hauptstraße leiten? 

 Wird teilweise entsprochen: 
• Gem. Entwässerungsgutachten ist das Grundstück im Trennsystem zu 

entwässern, sodass ein Anschluss an das modifizierten Trennsystem möglich ist
• Solange die Leitungen in der Hauptstraße noch nicht vorhanden sind, soll das 

Schmutzwasser und Regenwasser in das bestehende Mischsystem eingeleitet 
werden

Anregung: Zu- und Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für Feuerwehr im BP 
festlegen, Flächen müssen im Entwässerungsgutachten berücksichtigt sein 

 Wird nicht entsprochen: 
• Brandschutznachweise sind im Genehmigungsverfahren einzureichen
• werden nicht im B-planverfahren geregelt
• Zu- und Durchfahrten für Feuerwehr müssen befestigt und tragfähig ausgeführt 

werden  schließt eine Wasserdurchlässigkeit z.B. in Form von 
Rasengittersteinen nicht aus

• Eine Durchfahrt bis 3,5 m Breite wird im BP gewährleistet



SCHÖFFLER.stadtplaner.architekten

Wesentliche Stellungnahmen

Anregung: ein Gerüst zum Aufzeigen der Gebäudestruktur
 Wird nicht entsprochen: 
• Schematische Ansichten wurden erstellt und in der Begründung des BP 

abgebildet, diese stellen die Bestandsgebäude mit dar und zeigen somit die 
Höhenbezüge

Anregung: Angaben von First- und Traufhöhe sind nicht aussagekräftig, Geländeschnitt 
erforderlich, Höhen mit einer absoluten Höhe versehen

 Wird nicht entsprochen: 
• Ansichten zeigen den Höhenverlauf des Geländes und der Gebäude, die Höhen 

sind in Relation zur Geländehöhe gemessen in Metern über NN eingetragen
• In der Planzeichnung sind die Straßenhöhen, die festgesetzte Bezugshöhe und 

die zulässigen First- und Traufhöhen zu entnehmen
• ein Defizit kann nicht erkannt und nachvollzogen werden

Einschätzung: durch die Verbreiterung der Gebäude vergrößert sich die Wohnfläche, sind 
die Laubengänge in den Breiten enthalten?

 Wird teilweise geteilt: 
• Baufenster setzt überbaubare Fläche fest, wurde nach der 1. Offenlage bereits 

deutlich verschmälert und nach der 2. Offenlage noch weiter verschmälert
• Laubengangerschließung muss sich innerhalb des Baufensters befinden
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Wesentliche Stellungnahmen

Anregung: geplanten Ladenflächen sollen im BP festgesetzt werden
 Wird nicht entsprochen: 
• Im Angebotsbebauungsplan, der ein WA festsetzt, kann nur geregelt werden, 

dass die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden zulässig sind
• Eine Realisierung kann der Angebotsbebauungsplan nicht erzwingen 

Einschätzung: Verschlechterung der Wohn-, Lebensqualität, Interessen und 
Bestandsschutz nicht berücksichtigt, Wertminderung der Häuser und Grundstücke

 Wird nicht geteilt: 
• Das planerische Gebot der Rücksichtnahme wurde im Rahmen des gesamten 

Planungsprozess beachtet
• Nachbarschützende Abstände bleiben gewahrt

Anregung: Gutachten für den Brandschutz, Schallschutz, Lärmimmission, Abgase und Klima 
sollen erstellt werden

 Wird nicht entsprochen: 
• Alle erforderlichen Gutachten wurden mit dem LRA abgestimmt und 

entsprechend erstellt, diese lagen mit dem Bebauungsplan öffentlich aus
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Wesentliche Stellungnahmen

Anregung: Erstellen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
 Wird nicht entsprochen: 
• VbB entspricht nicht den Planungswillen der Gemeinde 
• Angebotsbebauungsplan gibt die Zulässigkeit von Gebäuden allgemeingültig und 

unabhängig von einem konkreten Vorhaben(träger) vor

Anregung: Planunterlagen (Lagepläne, Grundrisse, Schnitte)
 Wird nicht entsprochen: 
• Im Angebotsbebauungsplan werden keine Vorhaben und Erschließungspläne 

gefordert 

Anregung: Baukörper in 3 Einzelbereiche mit folgenden abgestuften Höhen
Haus 1: 219,15 m+NN (wie best. Wohnhaus Hörth)
Haus 2: 216,00 m+NN
Haus 3: 214,00 m+NN (212,63 m+NN - best. Haus Schänzelstr. 3) 

 Wird teilweise entsprochen: 
• Nach der 1. OL in 3 Baufenster unterteilt und die Höhen abgestuft
• Weitere Reduzierung der Höhen nach der 2. OL
Gebäude 1: FH 12,76m (219,65 m+NN) und TH 9,25 m 
Gebäude 2: GH 10,15m (217,04 m+NN)
Gebäude 3: GH 8,62m (215,51 m+NN)
Nördlicher Teil von Gebäude 3: GH 6,50m (213,39 m+NN)
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Wesentliche Stellungnahmen

Stellungnahme Bürger 3
Anregung: Nebengebäude: fehlende städtebauliche Rechtfertigung, weshalb eine massive 
Grenzbebauung erforderlich ist, durch die Umnutzung des Gewerbebetriebs in 
Wohnbebauung verändert sich auch die nachbarschaftliche Situation, so dass die 
bestehende Grenzmauer in dieser Dimension nicht mehr erforderlich ist. Festsetzung ist zu 
streichen

 Wird nicht entsprochen: 
• Zur Realisierung einer angemessenen städtebaulichen Dichte und zur 

Umsetzung von genügend Wohnraum  für notwendig werdende Nebenanlagen 
sollen Synergien aus dem Bestand genutzt werden

• für die Nachbarn ändert sich im Vergleich zur Bestandssituation nichts 
• Die Garagen / Nebenanlagen werden bei Überschreiten der Maße zunächst 

abstandsflächenrelevant. Gemäß § 9 (1) Nr. 2a BauGB kann allerdings das Maß 
der Tiefe der Abstandsfläche, die anfällt, festgesetzt werden

• Dient dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden und besseren Nutzbarkeit 
des innerörtlichen Konversionsgrundstück 

• Maß der Tiefe der Abstandsfläche auf 0 x H festgesetzt  Nebengebäude und 
Garagen deren Wandflächen größer als 25 m² können ohne eigene 
Abstandflächen errichtet werden
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Wesentliche Stellungnahmen

Einschätzung: Belüftung durch 80-85 m langen Gebäuderiegel nicht mehr sichergestellt
 Wird nicht geteilt: 
• Aktuell ist die Nord-Süd Achse komplett geschlossen 
• Im BP werden drei Baufenster festgesetzt  Verbesserung der Belüftungsituation

Stellungnahme Bürger 5
Anregung: Geschossflächenzahl festsetzen

 Wird nicht entsprochen: 
• Maß der baulichen Nutzung wird durch GRZ, BZH, TH/FH, GH 
• Zusätzlich wird die maximale Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt
• Damit ist das Maß der baulichen Nutzung eindeutig bestimmt

Anregung: Bereitstellung von Ladeinfrastruktur gemäß § 6 GEIG festsetzen
 Wird teilweise entsprochen: 
• Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz – GEIG gilt unabhängig vom 

Bebauungsplan, § 6 GEIG wurde zusätzlich als Hinweis in den BP aufgenommen 
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Wesentliche Stellungnahmen

Stellungnahme Bürger 6
Einschätzung: Tiefgaragenzufahrt wird für zu hohe Lärmimmissionen sorgen

 Wird nicht geteilt: 
• Lärmbelästigungen können ausgeschlossen werden  im WA bekommen nur 

Nutzungen die das Wohnen nicht wesentliche stören eine Baugenehmigung
• Nachbarschützende Werte der TA-Lärm müssen unabhängig vom BP eingehalten 

werden

Stellungnahme Bürger 7
Einschätzung: Geplante Bebauung fügt sich nicht ein

 Wird nicht geteilt: 
• Einfügen gem. § 34 BauGB sind bei der Aufstellung eines BP nach § 30 BauGB 

nicht zwingend vorgegeben
• BP sichert die Planungsziele der Gemeinde
• Im Abwägungsprozess hat die plangebende Gemeinde jedoch sehr sorgfältig auf 

die Höhenentwicklung geschaut und diesen Belang mit anderen ebenfalls 
wichtigen Belangen in die Abwägung eingestellt
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Vielen Dank !
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